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(Nr. 14162.) Vierte Verordnung über die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaft⸗ 
licher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute. Vom 16. Juli 1934. 

Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. 
S. 401) in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 67) wird hiermit 
folgendes verordnet: 

Die Erſte Verordnung über die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaft⸗ 
licher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 8. März 1934 (Geſetzſamml. S. 162) erhält folgende 
Faſſung: 

Artikel J. 

Die Satzung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein wird 
wie folgt geändert: 

8 1. 

Die weitere Gewährung oder Vermittlung von Realkredit ſowie die weitere Ausgabe von 
Pfandbriefen wird eingeſtellt. Die Anlegung des Eigenvermögens wird hierdurch nicht berührt. 


§ 2. 
(1) Die 88 7, 8, 10 bis 20, § 21 Abſ. 2 der Satzung werden aufgehoben. 
(2) Die Verwaltung und Vertretung des Verbandes erfolgt durch die Organe der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Landſchaft nach Maßgabe des Artikels II dieſer Verordnung. 
(8) Für die Zuſtändigkeit der Organe gelten die Vorſchriften der Satzung der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Landſchaft ſinngemäß. a 
§ 3. 
Im 8 2 Abſ. 2 g der Satzung werden die Worte „Staatlichen Genehmigung“ durch die Worte 
„Genehmigung der zuſtändigen Fachminiſter“ erſetzt. 


§ 4. 
§ 5 Abſ. 2 der Satzung erhält folgende Faſſung: 

(2) Die Mitglieder des Verbandes ſind verpflichtet, ein Amt als Mitglied des 
Landſchaftsausſchuſſes der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft oder als Sachverſtändiger 
für landſchaftliche Abſchätzungen und für Überwachungen von Grundſtücken, die von dem 
Verband oder der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft beliehen ſind, anzunehmen. Sie 
dürfen die Annahme nur ablehnen, wenn ſie 

a) ein ſolches Amt ſchon ſechs Jahre lang bekleidet haben oder 
b) über 60 Jahre alt ſind oder 
c) ein Reichs⸗ oder Staatsamt bekleiden. 
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Das Amt erliſcht, 

a) wenn über das Grundſtück des Beſtellten, auf dem ſeine Mitgliedſchaft beruht, das 
Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsverwaltungsverfahren eingeleitet oder über ſein 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet iſt, 

b) wenn die Mitgliedſchaft des Beſtellten erliſcht (§ 6 Abſ. 1). 


8 5. 
§ 4 Abf. 5, § 6 Abſ. 2 der Satzung werden durch nachfolgende Beſtimmungen erſetzt: 

(5) Der Erwerber eines mit Pfandbriefen des Verbandes beliehenen Grundſtücks 
wird mit dem Eigentumserwerbe Mitglied des Verbandes. Übernimmt er nicht binnen 
vierzehn Tagen nach Aufforderung durch die Direktion in öffentlich beglaubigter Urkunde 
die perſönliche Verbindlichkeit für die auf dem Grundſtücke haftende Darlehnsſchuld, ſo 
iſt der Verband berechtigt, das Darlehn unter Einhaltung einer Friſt von drei Monaten 
zu kündigen. 

(2) Die Mitgliedſchaft des Veräußerers erliſcht mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Erwerber die perſönliche Verbindlichkeit für die Darlehnsſchuld dem Verbande gegen⸗ 
über übernommen hat. 


§ 6. 
§ 22 der Satzung erhält folgende Faſſung: 
8 22. 

(1) Die Staatsaufſicht über den Verband wird von den zuſtändigen Fachminiſtern 
und nach ihren Weiſungen von dem Oberpräſidenten der Provinz Schleswig⸗Holſtein 
ausgeübt. 

(2) Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, dafür zu ſorgen, daß die Vorſchriften der 
Satzung und die Beſchlüſſe der Schleswig⸗Holſteiniſchen Generallandſchaftsdirektion und 
des Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaftsausſchuſſes als Organe des Verbandes ſowie die 
allgemeinen Reichs⸗ und Landesgeſetze befolgt werden. Sie hat insbeſondere das Recht: 

a) jederzeit ſelbſt oder durch von ihr beauftragte Beamte in den Geſchäftsräumen des 
Verbandes in Bücher, Rechnungen oder ſonſtige amtliche Schriftſtücke Einſicht zu 
nehmen ſowie die Kaſſenbeſtände zu prüfen; 

b) jederzeit eine Bilanzprüfung auf Koſten des Verbandes anzuordnen; 

c) jederzeit zu prüfen, ob die geſetzlichen Vorſchriften über die Deckung der ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen gewahrt ſind; 

d) die Vorlegung von Perſonal- und Beleihungsakten ſowie von Berichten über einzelne 
Vorgänge bei dem Verbande zu verlangen; 

e) an allen Sitzungen des Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaftsausſchuſſes als des 
Organs des Verbandes mit beratender Stimme teilzunehmen oder Beamte zu dieſen 
Sitzungen zu entſenden, auch ſolche Sitzungen einzuberufen und die Tagesordnung 
für ſie feſtzuſtellen; 

f) Beſchlüſſe der Organe des Verbandes, die gegen Reichs- oder Landesgeſetze verſtoßen, 
zu beanſtanden und ihre Ausführung zu unterſagen. 


§ 7. 
§ 57 Abſ. 1 und 2 der Satzung erhalten folgende Faſſung: 
(1) Gegen die Entſcheidungen der Direktion iſt die ſofortige Beſchwerde an das 
Landgericht zuläffig, in deſſen Bezirke die Direktion ihren Sitz hat. 
(2) Die Zuſtellung erfolgt nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung von Amts 
wegen; an Stelle des Urkundsbeamten tritt der geſchäftsleitende Bürobeamte der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft. 
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; § 8. 

An die Stelle der Worte „des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des 
Finanzminiſters“ im § 23 Abſ. 2 und der Worte „des Staatskommiſſars“ im § 25 Abſ. 1 ſowie 
der Worte „des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des Juſtizminiſters“ im 
§ 58 der Satzung treten die Worte „der zuſtändigen Fachminiſter“. 


9 
() Eine Krediterneuerung (§ 63 Abf. 2 der Satzung) findet nicht ſtatt. 
2) Eine Ablöſungsgebühr ($ 37 Abſ. 5 der Satzung) iſt nicht zu entrichten, wenn die Rück⸗ 
zahlung im Zuſammenhang mit einer Beleihung durch die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft erfolgt. 


8§ 10. 
§ 73 der Satzung wird aufgehoben. 


§ 11. 
( Für die Auflöſung des Verbandes gelten § 16 Buchſt. 1, § 18 Abſ. 1, 3 der Satzung 
der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft ſinngemäß. 
2) Im Falle der Auflöſung des Verbandes fällt fein Vermögen an die Schleswig-Holſteiniſche 
Landſchaft. 
Artikel II. 


§ 1. 

(1) Die Schleswig⸗Holſteiniſche Generallandſchaftsdirektion bedient ſich, ſoweit ſie den Verband 
vertritt, in ihren Verfügungen und Ausfertigungen der Bezeichnung „Schleswig⸗Holſteiniſche 
Generallandſchaftsdirektion als Direktion des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein“. 

E) Die Schleswig⸗Holſteiniſche Generallandſchaftsdirektion iſt mit Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Fachminiſter befugt, als Organ der Landſchaft mit ſich als Organ des Verbandes Ver— 
träge abzuſchließen. 

(2) Der Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaftsausſchuß bedient ſich, ſoweit er den Verband ver- 
tritt, in ſeinen Beſchlüſſen und Verfügungen der Bezeichnung „Schleswig⸗Holſteiniſcher Landſchafts⸗ 
ausſchuß als Ausſchuß des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein“. 

(4 Im übrigen regeln ſich die Rechte und Pflichten der Organe der Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Laudſchaft nach den Beſtimmungen der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft. 


§ 2. 

Die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft übernimmt die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung 
vorhandenen Beamten und Angeſtellten des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein und tritt in die mit ihnen beſtehenden Vertragsverhältniſſe, insbeſondere auch 
hinſichtlich etwaiger Ruhegehaltsanſprüche, ein. Sie übernimmt die laufenden Verſorgungs⸗ 
verpflichtungen. Dies gilt nicht für die Mitglieder der Direktion und ihrer Stellvertreter. Die 
Art der Verwendung der übernommenen Beamten und Angeſtellten unterliegt der freien Ent⸗ 
ſchließung der Generallandſchaftsdirektion. 


§ 3. 

Die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft übernimmt über die vorſtehenden Beſtimmungen 
hinaus keine Verpflichtungen oder Haftungen für die bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung 
begründeten Verbindlichkeiten des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein. 

§ 4. 

1) Das geſamte Aufkommen der Verwaltungseinnahmen beider landſchaftlicher Kredit⸗ 

anſtalten wird zuſammengelegt, die tatſächlichen Verwaltungskoſten werden hieraus gemeinſam 


1ten.str.12%3 


* 112 10 
Dr. Grunau, K 20 


346 Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 34, ausgegeben am 9. 8. 34. 


beſtritten. Der bei Abſchluß des Geſchäftsjahrs ſich ergebende Überſchuß oder ein etwaiger Fehl⸗ 
betrag wird nach dem jeweiligen Pfandbriefumlaufe zwiſchen den beiden Anſtalten verteilt. 

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung aufgelaufenen oder rückſtändig gebliebenen 
Beträge an Zinſen, Verwaltungskoſtenbeiträgen, Verzugszinſen, Gebühren und Auslagen aller 
Art verbleiben dem Landſchaftlichen Kreditverbande. 


85. 

Soweit die Kreditverbundenen des Landſchaftlichen Kreditverbandes nach den bisherigen 
Vorſchriften der Satzung des Landſchaftlichen Kreditverbandes Krediterneuerung verlangen können 
oder der Verband nach dem bisherigen § 73 der Satzung berechtigt war, die Verſicherungsſumme 
auszuzahlen, hat eine Beleihung in Pfandbriefen der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft ſtatt⸗ 
zufinden. Die Generallandſchaftsdirektion kann die Beleihung ablehnen oder die Bewilligung des 
Darlehns auf einen Teil des beantragten Betrags beſchränken, wenn nach ihrem pflichtmäßigen 
Ermeſſen die Beſchaffenheit der zu belaſtenden Grundſtücke, einſchließlich der Gebäude und des 
Zubehörs, oder die Perſon des Darlehnsnehmers nicht die genügende Sicherheit für das Darlehn 
in der beantragten Höhe bieten oder wenn aus ſonſtigen Gründen die Sicherheit des Darlehns 
gefährdet erſcheint oder die Mittel zur Darlehnsgewährung nicht vorhanden ſind. 


Artikel III. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft mit der Maß⸗ 
gabe, daß als Zeitpunkt für die Anwendung des Artikels II § 4 der 1. Juli 1934 gilt. 


Berlin, den 16. Juli 1934. 


Der Preußiſche - Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche 
Landwirtſchaftsminiſter. für Wirtſchaft und Arbeit. Juſtizminiſter. 
Im Auftrage: In Vertretung: 
Hellich. Poſſe. Gürtner. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 

1. Im Miniſterialblatt des Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums und der Landesforſtverwal⸗ 
tung Nr. 27 vom 7. Juli 1934 ift auf Seite 491 der 3. Nachtrag zur Gebührenordnung für die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau einſchließlich der Trichinenſchau bei Schlachtungen außerhalb der 
Gemeinden mit Schlachthauszwang (GO.) vom 9. Juni 1933 unter dem 3. Juli 1934 veröffentlicht 
worden, der am 7. Juli 1934 in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 26. Juli 1934. 

Preußiſches Landwirtſchaftsminiſterium. 


2. In Nr. 31 des Miniſterialblatts für die Preußiſche innere Verwaltung iſt die Verordnung über 
die Erhebung von Gebühren für die Durchführung von Prüfungen durch die Gemeindeprüfungsämter 
bei den Regierungen vom 27. Juli 1934 veröffentlicht worden. 


Berlin, den 27. Juli 1934. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Berichtigung. 
Auf Seite 340 Zeile 9 von oben muß es „11. Mai 1916“ ftatt „11. Mai 1915“ heißen. 
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